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Richtlinie zur Gewährung einer Liquiditätshilfe zur Beschäftigung von 

Ärztinnen und Ärzten in Weiterbildung im Gebiet der Kinder- und 

Jugendmedizin in der Stadt Heilbronn 

Präambel 

Eine qualitativ hochwertige Gesundheitsversorgung ist ein wesentlicher Standortfaktor. Auch wenn 
die Verantwortung für eine gesicherte ambulant ärztliche Versorgung bei der Kassenärztlichen 

Vereinigung Baden-Württemberg (KVBW) liegt, sieht die Stadt Heilbronn die Notwendigkeit, hier 
unterstützend tätig zu werden und sich als zuverlässiger Kooperationspartner gemeinsam mit allen 
Akteuren im Bereich der ambulanten medizinischen Versorgung zu engagieren. 

Kinder und Jugendliche benötigen eine leistungsfähige und wohnortnahe medizinische Versorgung. 

Die ambulante ärztliche Versorgung – auch im kinderärztlichen Bereich – steht jedoch immer größer 
werdenden Herausforderungen gegenüber. Dies beschreibt und konkretisiert die Stadt Heilbronn in 
ihrem 2024 entstandenen Bericht zur haus- und kinderärztlichen Versorgung. Hier wird dringlicher 

Handlungsbedarf gesehen. Infolgedessen hat der Gemeinderat den Weg bereitet, erste Maßnahmen 
umzusetzen, die einen Beitrag zur Reduzierung der bestehenden Versorgungslücken leisten können. 

In seiner Sitzung vom 08.05.2025 hat der Gemeinderat ein kurzfristiges Maßnahmenpaket zur 

Verbesserung der ambulant ärztlichen Versorgung beschlossen, in dem er die Stadtverwaltung unter 

anderem damit beauftragt, finanzielle Sicherheiten für kinderärztliche Praxen bei der Weiterbildung 
von Ärzten im Gebiet der Kinder- und Jugendmedizin zu schaffen. 

§ 1 Förderziel und Zuwendungszweck 

(1) Für weiterbildende Praxen ist die Beschäftigung von Ärzten in Weiterbildung mit finanziellem 

Aufwand verbunden. Im fachärztlichen Bereich (wie z. B. auch im pädiatrischen) ist häufig unklar, ob 
vorhandene Förderprogramme greifen. Hier möchte die Stadt die Bereitschaft von Praxen fördern, 
Weiterbildungen im Gebiet der Kinder- und Jugendmedizin anzubieten, indem sie deren 

Planungssicherheit mit einer Liquiditätshilfe erhöht. Diese wird nur dann gewährt, wenn die 

Förderung einer Weiterbildungsstelle von anderen Fördermittelgebern (z. B. KVBW) noch nicht 

bewilligt ist oder abgelehnt wird. 

(2) Mit dieser Richtlinie formuliert die Stadtverwaltung die Rahmenbedingungen und 
Voraussetzungen der Liquiditätshilfe für die pädiatrische Facharztweiterbildung. Die Förderung 

erfolgt als freiwillige Leistung im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

§ 2 Allgemeine Bestimmungen 

(1) Die Stadt Heilbronn hält in den Jahren 2025 und 2026 im Rahmen der zur Verfügung stehenden 

Haushaltsmittel Liquiditätshilfen für Praxen vor, in denen die Weiterbildung zur Fachärztin/ zum 
Facharzt im Gebiet der Kinder- und Jugendmedizin stattfindet. Die Verfügbarkeit von 
Haushaltsmitteln kann beim Städtischen Gesundheitsamt Heilbronn abgefragt werden. 
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(2) Diese Richtlinie ist weder Satzung noch Rechtsverordnung und begründet keinen unmittelbaren 
Rechtsanspruch auf die Gewährung der Liquiditätshilfe. Die Entscheidung über die Gewährung erfolgt 
durch das Städtische Gesundheitsamt Heilbronn nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel. Damit sind die in dieser Richtlinie festgelegten Fördervoraussetzungen 

zu berücksichtigen. Sind sämtliche Voraussetzungen erfüllt, erfolgt grundsätzlich eine Förderung 

soweit Haushaltsmittel verfügbar sind und kein sachlicher Ablehnungsgrund vorliegt. 

(3) Die finanziellen Mittel stehen für Praxen gem. §2 Abs. 1 im gesamten Stadtkreis Heilbronn und 

damit auch in allen Stadtteilen zur Verfügung. 

(4) Die Liquiditätshilfe bezieht sich ausschließlich auf Praxen, die an der vertragsärztlichen Versorgung 
teilnehmen. Sie stützt sich auf die geltenden Bestimmungen des Vertragsarztrechtes, was 
insbesondere für erforderliche Anträge und Genehmigungen seitens der Kassenärztlichen Vereinigung 
Baden-Württemberg (KVBW) zu berücksichtigen ist. 

§ 3 Gegenstand und Höhe der Liquiditätshilfe 

(1) Die städtische Liquiditätshilfe kann gewährt werden, wenn 

a) die finanzielle Förderung von anderen Geldgebern (namentlich KVBW und Land Baden-
Württemberg) zur Beschäftigung von Ärzten in Weiterbildung zum Facharzt im Gebiet der 

Kinder- und Jugendmedizin, aufgrund nicht mehr vorhandener Fördermittel verwehrt wird 

(Ablehnung). 

 b) der weiterbildenden Praxis durch die Einstellung des Arztes in Weiterbildung bereits 
Personalkosten entstehen bzw. entstanden sind und die Bewilligung und Auszahlung der 
finanziellen Förderung von anderen Geldgebern (namentlich KVBW und Land Baden-

Württemberg) erst danach erfolgt (verspätete Bewilligung/ Auszahlung). In diesem Fall greifen 

Rückzahlungspflichten gemäß § 6 Abs. 6, sofern der Fördermittelgeber (KVBW oder das Land 
Baden-Württemberg), die Beschäftigung des Arztes in Weiterbildung rückwirkend fördert. 

(2) Bei Gewährung der Liquiditätshilfe dürfen die städtischen Mittel ausschließlich zur Finanzierung 
der Personalkosten für die/den im Antrag genannte(n) Ärztin/Arzt in Weiterbildung im Gebiet der 

Kinder- und Jugendmedizin verwendet werden. 

(3) Mit der Gewährung der Liquiditätshilfe werden bei einer Vollzeittätigkeit des Arztes in 
Weiterbildung maximal 4.500 € monatlich der Personalkosten übernommen. Sind Ärztinnen und Ärzte 
in Weiterbildung in Teilzeit beschäftigt, erfolgt eine entsprechende anteilige Gewährung. 

(4) Während der Projektlaufzeit kann pro Kalenderjahr die Liquiditätshilfe für maximal 12 Monate pro 

Praxis (hierunter fallen auch zur Praxis gehörende Nebenbetriebsstätten bzw. Zweigpraxen) gewährt 

werden. Der Projekt- und Förderzeitraum begrenzt sich jedoch auf die Gültigkeit dieser Richtlinie.  

(5) Die maximale Dauer, für die die Liquiditätshilfe gemäß Abs. 4 pro Praxis gewährt werden kann, 
kann entweder für die Beschäftigung eines einzelnen Arztes in Weiterbildung genutzt werden oder auf 

mehrere Ärzte in Weiterbildung aufgeteilt werden, sofern diese mindestens sechs Monate in der Praxis 
beschäftigt sind. Zur Sicherstellung einer nachhaltigen Weiterbildungsförderung wird die 
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Liquiditätshilfe für Beschäftigungsdauern von unter sechs Monaten nicht gewährt. Die minimale 
Beschäftigungsdauer muss dabei nicht vollständig in den Gültigkeitszeitraum dieser Richtlinie fallen. 

(6) Die Gewährung der Beihilfe erfolgt unter Beachtung des europäischen Beihilferechts. Die Prüfung, 

ob eine staatliche Beihilfe im Sinne von Artikels 107 Absatz 1 des Vertrages über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) vorliegt, obliegt der Stadt Heilbronn als gewährende Stelle. 

Die Gewährung der Beihilfe erfolgt als De-minimis-Beihilfe nach Maßgabe der zum Zeitpunkt der 

Bewilligung geltenden De-minimis“-Verordnung der Europäischen Union. 

Der Antragsteller ist verpflichtet, die für die beihilferechtlichen Prüfung erforderlichen Angaben 
vollständig und wahrheitsgemäß zu machen, insbesondere zu bereits erhaltenen De-minimis-

Beilhilfen (De-minimis-Erklärung). 

Die abschließende Prüfung der beihilferechtlichen Zulässigkeit sowie die Entscheidung über die 

Einordnung als De-minimis-Beihilfe verbleibt bei der Stadt Heilbronn. 

§4 Voraussetzungen für die Gewährung der Liquiditätshilfe 

(1) Förderfähig bzw. antragsberechtigt sind an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmende 

Praxen, in denen Kinder- und Jugendärzte die Weiterbildung im Gebiet der Kinder- und 

Jugendmedizin übernehmen. Die Gewährung der Liquiditätshilfe für Praxen anderer Fachgebiete ist 

ausgeschlossen. 

(2) Es muss eine Genehmigung von der Kassenärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg für die 
Beschäftigung des Arztes in Weiterbildung vorliegen. Der Nachweis ist unverzüglich nach Erteilung der 

Genehmigung vorzulegen. Ohne diese Genehmigung kann keine Liquiditätshilfe gewährt werden.  

(3) Voraussetzung für die Gewährung der Liquiditätshilfe ist das Vorliegen einer gültigen 

Weiterbildungsbefugnis der Ärztekammer im Gebiet der Kinder- und Jugendmedizin gemäß der 
jeweils aktuellen Weiterbildungsordnung. Ein Nachweis ist auf Anfrage des Städtischen 

Gesundheitsamtes vorzulegen. 

(4) Ob die Weiterbildungsbefugnis gemäß Abs. 3 einem einzelnen Kinder- und Jugendarzt oder 
mehreren in der Praxis tätigen Ärzten zugeordnet ist, ist bei der Entscheidung über die Gewährung der 
Liquiditätshilfe unerheblich. Von Relevanz ist lediglich die Zuordnung des Arztes in Weiterbildung zu 

einem Arzt/ mehreren Ärzten, der bzw. die gemäß Abs. 3 weiterbildungsbefugt ist bzw. sind. 

(5) Die Dauer, über die die Liquiditätshilfe pro Arzt in Weiterbildung gewährt wird, darf die Dauer einer 
gültigen Weiterbildungsbefugnis in der Praxis nicht überschreiten. Die Förderung ist nur für Zeiträume 
möglich, in denen eine entsprechende Weiterbildungsbefugnis nach der aktuell gültigen 

Weiterbildungsordnung der Landesärztekammer Baden-Württemberg in der Praxis vorliegt. 
Andernfalls ist eine Förderung ausgeschlossen. 

(6) Es kann nur die Anstellung von Ärzten in Weiterbildung gefördert werden, die ihre Weiterbildung 

zum Facharzt im Gebiet der Kinder- und Jugendmedizin absolvieren. Die Liquiditätshilfe darf nicht für 
die Anstellung von Ärzten in Weiterbildung in anderen Fachgebieten genutzt werden. 
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§ 5 Antragsverfahren 

(1) Der Antrag erfolgt personengebunden, d.h. es ist pro Arzt in Weiterbildung ein eigener Antrag auf 

Gewährung der Liquiditätshilfe zu stellen. 

(2) Anträge können laufend beim Städtischen Gesundheitsamt Heilbronn gestellt werden.  

(3) Der Antrag ist nach Genehmigung der Beschäftigung des Arztes in Weiterbildung durch die KVBW 

zu stellen.  

(4) Dem Antrag auf Gewährung der städtischen Liquiditätshilfe muss der Antrag auf Förderung der 

Weiterbildung in der ambulanten Versorgung bei der Kassenärztlichen Vereinigung Baden-
Württemberg voran gegangen sein. Ein entsprechender Nachweis ist dem Antrag auf Gewährung des 
städtischen Liquiditätshilfe beizufügen. 

(5) Das Ergebnis des Antrags auf Förderung bei der Kassenärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg 

ist dabei zum Zeitpunkt der Antragsstellung bei der Stadt Heilbronn noch offen. 

(6) Im Falle der Verfügbarkeit von Förderprogrammen des Landes Baden-Württemberg, gilt Abs. 4 und 

Abs. 5 entsprechend auch für diese Fördermöglichkeit. 

(7) Die Gewährung der Liquiditätshilfe nach dieser Richtlinie ist nur möglich, wenn der Antrag 

schriftlich vollständig und korrekt gestellt wird. Die folgenden Nachweise sind für die Antragsstellung 

obligatorisch:  

a. Bescheid der KVBW über die Genehmigung der Beschäftigung des Arztes in Weiterbildung 
b. Nachweis über den Antrag auf Förderung der Weiterbildung bei der KVBW  
c. falls beantragt: Nachweise über weitere beantragte Fördermittel (z. B. Land Baden-
Württemberg) 

(8) Über den Antrag kann erst entschieden werden, wenn dem Gesundheitsamt alle in der Richtlinie 

genannten, erforderlichen Unterlagen sowie Angaben vorliegen. Das Städtische Gesundheitsamt 

Heilbronn kann nach pflichtgemäßem Ermessen ergänzende Unterlagen, Nachweise oder ähnliches 
einfordern. 

(9) Mittel werden grundsätzlich in der Reihenfolge des vollständigen Antragseingangs vergeben 
(Eingangsprinzip). 

(10) Sollten im Zuge der Bearbeitung von eingereichten Anträgen Sachverhalte auftreten, die mit den 

Regelungen dieser Richtlinie nicht geklärt und entschieden werden können, behält sich die Stadt 
Heilbronn eine gesonderte Einzelfallentscheidung vor. 

(11) Nach Prüfung des eingereichten Antrags übermittelt das Städtische Gesundheitsamt Heilbronn 

der antragsstellenden Person in der Regel innerhalb von drei Monaten nach Vorliegen aller 

entscheidungserheblichen Unterlagen einen Bewilligungs- oder Ablehnungsbescheid. Im Falle der 
Bewilligung wird die Liquiditätshilfe gewährt. 
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(12) Sollten sich im laufenden Antragsverfahren Änderungen ergeben, die für die Entscheidung über 
die Gewährung der Liquiditätshilfe relevant sein könnten (z. B. Bewilligungsbescheid einer anderen 
Förderung), sind diese unverzüglich dem Städtischen Gesundheitsamt mitzuteilen und ggf. ein 
Nachweis vorzulegen.  

 

§ 6 Bedingungen bei Inanspruchnahme der Liquiditätshilfe 

(1) Wird die Liquiditätshilfe gewährt, erfolgt die Auszahlung einmalig in gesamter Höhe. 

(2) Der Arbeitsvertrag zwischen dem Arzt in Weiterbildung und der weiterbildenden Praxis ist dem 
Städtischen Gesundheitsamt unverzüglich, spätestens jedoch vor Auszahlung der Liquiditätshilfe 
vorzulegen. 

(3) Mit Gewährung der Liquiditätshilfe ist die weiterbildende Praxis verpflichtet, das Städtische 
Gesundheitsamt Heilbronn unverzüglich über Änderungen hinsichtlich der im Förderantrag 

gemachten Angaben bzw. sonstige Änderungen, die von Relevanz für die Gewährung der 
Liquiditätshilfe sein könnten, zu informieren.  

(4) Gem. Abs. 3 sind insbesondere Bewilligungs- und Ablehnungsbescheide über anderweitige 

Förderungen gem.§ 3 Abs. 1 innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt dem Städtischen Gesundheitsamt 

mindestens in Textform vorzulegen. 

(5) Die Mitteilungspflicht besteht insbesondere auch bei Reduktion des Arbeitsumfangs des Arztes in 
Weiterbildung, bei Kündigung des Arbeitsvertrags zwischen weiterbildender Praxis und Arzt in 

Weiterbildung bzw. Abbruch der Weiterbildung zum Facharzt, beim Wechsel des Fachgebiets, bei 
Unterbrechung der Weiterbildung aufgrund von Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit oder 

anderen Gründen. Auf Anfrage ist dem Städtischen Gesundheitsamt ein entsprechender Nachweis 
vorzulegen. 

(6) Die Stadt Heilbronn ist berechtigt, die gewährten Mittel ganz oder teilweise zurückzufordern, 
wenn: 

- die Förderung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt wurde, 

- Förderungsvoraussetzungen nachträglich entfallen, 

- Auflagen oder Mitwirkungspflichten erheblich verletzt wurden. 

Bei der Entscheidung über die Rückforderung sind insbesondere Vertrauensschutzgesichtspunkte zu 
berücksichtigen. Die §§ 48 ,49, 49a Verwaltungsverfahrensgesetz bleiben unberührt. 

(7) Rückzahlungspflichten gem. § 3 Abs. 1 Ziff. b entstehen zur Vermeidung von Doppelförderungen 

für den Zeitraum, in dem eine anderweitige Förderung greift. Sind jedoch bereits in einigen Monaten 
Personalkosten für den Arzt in Weiterbildung entstanden, und diese Monate werden mit der 
Bewilligung einer der anderweitigen Förderungen nicht abgedeckt, so kann für diese Monate der 

entsprechende Anteil für die Personalkosten in Höhe von 4.500€ je Monat von den städtischen Mitteln 
vom Empfänger einbehalten werden. Die maximale Dauer der Gewährung der Liquiditätshilfe nach § 3 

Abs. 4 und 5 bleibt davon unberührt. 
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(8) Die weiterbildende Praxis erklärt sich bereit, im Rahmen ihrer organisatorischen und fachlichen 
Möglichkeiten mit dem Städtischen Gesundheitsamt Heilbronn zusammen zu arbeiten.  
Dies umfasst insbesondere die (Weiter-)Betreuung von Kindern, bei denen im Rahmen der U-
Untersuchungen im Städtischen Gesundheitsamt ein Diagnostik- und Behandlungsbedarf festgestellt 

wurde und die bisher noch nicht im Patientenstamm einer Kinderarztpraxis geführt werden. Ein 

Anspruch gegen den Antragssteller auf bestimmte Leistungen sowie eine Verpflichtung zur 
Leistungserbringung werden hierdurch nicht begründet. 

 

§ 7 Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung zum 20.04.2026 in Kraft und ist zunächst bis zum 31.12.2026 befristet. 
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Informationsblatt zum Datenschutz für die Liquiditätshilfe zur Beschäftigung von Ärztinnen und 
Ärzten in Weiterbildung im Gebiet der Kinder- und Jugendmedizin in der Stadt Heilbronn  

Das Städtische Gesundheitsamt Heilbronn erhebt und verarbeitet personenbezogene Daten, die Sie 

betreffen. Daher möchten wir Sie über einige Punkte informieren.  

Ihre Daten werden im Kontext der Maßnahmen zur Verbesserung der ambulant ärztlichen Versorgung in 

der Stadt Heilbronn erhoben. Zu diesem Zweck werden die eingereichten Antragsunterlagen und 

Nachweise mit dem Ziel der Prüfung verarbeitet und gespeichert.  

Die personenbezogenen Daten werden im Gesundheitsamt für die folgenden Zwecke verarbeitet:  

• Prüfung der Förderfähigkeit 

• Erstellung eines Bewilligungs- bzw. Ablehnungsbescheids 

• Ggf. Festlegung der Höhe der finanziellen Unterstützung 

• Auszahlung der Liquiditätshilfe 

• Analyse der ambulant ärztlichen Versorgungsverbesserung  

• Netzwerkarbeit 

Folgende Daten werden verarbeitet:  

• Titel, Vor- und Nachname des Antragsstellers, ggf. bei Abweichung ergänzend Titel, Vor- und 

Nachname des/aller Weiterbildungsbefugten 

• Bankverbindung des Antragsstellers 

• Angaben zum Fachgebiet und zu Qualifikationen sowie Angaben zur aktuellen Beschäftigung 

(Praxis, Funktion, Beschäftigungsumfang etc.) des/aller Weiterbildungsbefugten 

• Angaben zum (künftigen) Arzt in Weiterbildung (z. B. Kontaktdaten, geplante Tätigkeitsaufnahme, 
Beschäftigungsumfang, Angaben zur Weiterbildung) 

Die Datenverarbeitung erfolgt auf Grundlage von Art. 6 Absatz 1 lit. a DSGVO zum Zwecke der Bearbeitung 
Ihres Antrags sowie für die weitere Korrespondenz zu Ihrem Anliegen.  

Die Richtlinie zur Gewährung einer Liquiditätshilfe zur Beschäftigung von Ärztinnen und Ärzten in 

Weiterbildung im Gebiet der Kinder- und Jugendmedizin in der Stadt Heilbronn ist in der Folge des 

Beschlusses des Gemeinderats vom 08.05.2025 entstanden. 

Die Daten werden nach 10 Jahren gelöscht. Alle vorliegenden Daten werden streng vertraulich behandelt.  

Ihnen stehen folgende Rechte zu:  

• Auskunftsrecht über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten und deren Verarbeitung (Artikel 15 

DS-GVO).  

• Recht auf Datenberichtigung, sofern Ihre Daten unrichtig oder unvollständig sein sollten (Artikel 16 

DS-GVO).  

• Recht auf Löschung der zu Ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine der Voraussetzungen von 
Artikel 17 DS-GVO zutrifft. Das Recht zur Löschung personenbezogener Daten besteht ergänzend 

zu den in Artikel 17 Absatz 3 DS-GVO genannten Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung wegen der 

besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich 



  
 

ist. In diesen Fällen tritt an die Stelle einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß 

Artikel 18 DS-GVO.  

• Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die Daten unrechtmäßig verarbeitet 

wurden, die Daten zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Ihren Rechtsansprüchen 

benötigt werden oder bei einem Widerspruch noch nicht feststeht, ob die Interessen der Stadt 
gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen (Artikel 18 Absatz 1 lit. b, c und d DS-GVO).  

• Wird die Richtigkeit der personenbezogenen Daten bestritten, besteht das Recht auf 

Einschränkung der Verarbeitung für die Dauer der Richtigkeitsprüfung.  

• Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, sofern an der Verarbeitung kein 

zwingendes öffentliches Interesse besteht, das Ihre Interessen überwiegt, und keine 
Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet (Artikel 21 DS-GVO).  

Sie erreichen den Datenschutzbeauftragten der Stadt Heilbronn unter:  

Moltkestraße 35, 74072 Heilbronn 
Tel. 07131 56-2756 
Email: datenschutzbeauftragter@heilbronn.de 

Wenn Sie der Ansicht sind, dass die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten unrechtmäßig ist, 
können Sie sich mit einer Beschwerde an den Landesbeauftragten für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit wenden:  

Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden-Württemberg 

Postfach 10 29 32  

70025 Stuttgart,  
Tel.: 0711 615541-0  

E-Mail: poststelle@ifdi.bwl.de 

mailto:poststelle@ifdi.bwl.de

